
„Wir erleben ja das vorläufige Ende einer regelbasier-
ten, auf dem Völkerrecht basierenden multilateralen 
Ordnung,“ analysierte Bundeskanzler Friedrich Merz 
im Oktober 2025 die globale Situation.[1] Tatsächlich 
scheint diese Feststellung vor allem im Bereich der 
globalen Handelspolitik zuzutreffen. Nicht erst seit 
Amtsantritt der zweiten Regierung Trump haben sich 
die Vereinigten Staaten immer weiter von dem abge-
wendet, was in einer unüberschaubaren Menge von 
internationalen Abkommen und Dokumenten als „das 
regelgestützte, nichtdiskriminierende, offene, faire, 
inklusive, gerechte und transparente multilaterale 
Handelssystem, in dessen Zentrum die Welthandels-
organisation steht,“ bezeichnet wird.[2] Beispielhaft 
sei erwähnt, dass der Streitschlichtungsmechanismus 

der Welthandelsorganisation (World Trade Organi-
zation, WTO) durch die Weigerung der Vereinigten 
Staaten, neue Mitglieder für die Berufungsinstanz zu 
benennen, seit Jahren dysfunktional ist und dass die 
Vereinigten Staaten spätestens mit der Zollpolitik 
Trumps ein Kernprinzip des „regelbasierten“ Welt-
handels – das Meistbegünstigungsprinzip – offen-
sichtlich aufgegeben haben. Nicht nur deshalb 
ist der Druck auf die Regierungen, bei der 
anstehenden 14. WTO-Ministerkonferenz 
Ende März 2026 in Yaoundé, Kamerun, 
wenigstens einige Reformansätze für 
die globalen Handelsregeln zu fin-
den, entsprechend groß.[3]
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Was in der Aufregung rund um die wöchentlich neuen 
Drohungen und von Washington verkündeten Zoll-
erhöhungen und „Deals“ leicht untergeht: „Fair, inklu-
siv und gerecht“ war das Handelssystem noch nie. 
Gerade ärmere Länder beklagen seit Jahrzehnten, dass 
die mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(General Agreement on Tariffs and Trade, GATT) und 
weiteren Abkommen in den 1990er-Jahren in der WTO 
zusammengeführten Regeln und Prozesse sie in ihren 
Entwicklungsbemühungen mehr behindern als voran-
bringen. Für sie war die WTO schon immer das in Form 
gegossene Recht des Stärkeren, das nun in den Deals 
der USA und den angestrebten bilateralen Abkommen 
der Europäischen Union, mit denen sie sich als global 
player zu behaupten versucht, nackt zu Tage tritt. Die 
Kritik an der undifferenzierten Anwendung zentraler 
WTO-Prinzipien wie Meistbegünstigung, Nichtdiskrimi-
nierung und Reziprozität ist daher untrennbar mit der 
Kritik an Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (Econo-
mic Partnership Agreements, EPAs) und anderen aus 
diesen Prinzipien abgeleiteten bilateralen Abkommen 
verbunden. Hinzu kommt, dass Länder des Globalen 
Südens in bilateralen Verhandlungen vielfach isoliert 
agieren und der wirtschaftlichen und politischen Über-
macht der EU deutlich stärker ausgeliefert sind als im 
multilateralen Rahmen. Es ist hier kein Raum für eine 
umfassende und detaillierte Analyse und Kritik des 
gegenwärtigen Welthandelssystems und seiner Struk-
turen.[4] Allein die nachgenannten Themen mögen als 
Anhaltspunkte dafür genügen, dass der Status Quo 
genau so wenig haltbar ist, wie ein Rückfall auf den 
Status Quo Ante Trump.

Schon lange kritisiert werden aus Süd-Sicht unter 
anderem fünf Punkte:[5]

	» Ungerechte Agrarsubventionen und Handels-
normen: Industrieländer behalten massive Sub-
ventionen bei, die ihre Agrarprodukte künstlich 
verbilligen und so die Märkte der Entwicklungs-
länder unter Druck setzen. Gleichzeitig werden 
deren eigene Subventionen und internen Stüt-
zungsmaßnahmen  begrenzt. Strenge Normen (z.B. 
Lebensmittelstandards) blockieren als nichttari-
färe Handelshemmnisse zusätzlich den Zugang zu 
Märkten des Nordens.

	» Unfaire Regeln für geistiges Eigentum: Die WTO-
Regeln – vor allem im Übereinkommen über han-
delsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen 
Eigentums (Agreement on Trade-Related Aspects 
of Intellectual Property Rights, TRIPS) – und Frei-
handelsabkommen  zwingen Entwicklungsländer 
zur Anerkennung von Monopolen auf Technolo-
gien, Saatgut und Medikamente. Dies hat vielfäl-
tige Folgen: Die Konzentration von Patenten (und 
Marktmacht) in der Agrarindustrie, gerade für 
zentrale Vorprodukte wie Saatgut, führt im Ein-
kauf zu hohen Preisen, eingeschränktem Zugang zu 
lebenswichtigen Produkten- und Produktionsver-
fahren, zerstört lokales Wissen und behindert eine 
nachhaltige Landwirtschaft durch Kontrolle über 
Saatgut und biologische Vielfalt. Wie schädlich die 
sehr einseitig verteilte Kontrolle über Patente im 
Gesundheitssektor (Medikamente, Verfahren und 
Impfstoffe) ist, hat jüngst die COVID-19-Pandemie 
gezeigt. Ähnliche Erfahrungen machen ärmere Län-
der schon lange mit wichtigen Medikamenten wie 
modernen HIV-Therapien oder neuen Malariamit-
teln, die oft lange nur als teure Originalprodukte 
zur Verfügung stehen. Ohne Generikakonkurrenz 
bleibt der Zugang begrenzt, da die fiskalischen 
Handlungsspielräume der betroffenen Länder sehr 
limitiert sind. 

	» Digitale Ungleichheit und Datenkontrolle: Diverse 
Handelsabkommen fördern die Liberalisierung der 
digitalen Wirtschaft zugunsten globaler Konzerne. 
Dazu gehört das plurilaterale E‑Commerce-Abkom-
men, ein von gut 90 WTO‑Mitgliedern ursprünglich 
als sog. Initiative für eine gemeinsame Erklärung 
(Joint Statement Initiative, JSI) ausgehandeltes 
Regelwerk, das den grenzüberschreitenden digi-
talen Handel liberalisieren und einheitliche Vor-
gaben zu Datenflüssen, digitalen Dienstleistungen 
und Zöllen auf elektronische Übertragungen 
schaffen soll. Die USA, die die E-Commerce-Initia-
tive unter der Biden-Administration nicht unter-
zeichnet haben, setzen gegenwärtig unter Donald 
Trump ihre erpresserische Zollpolitik erfolgreich 
ein, um bilaterale Handelsabkommen mit Ländern 
des Globalen Südens abzuschließen, in denen 
lokale Datenspeicherung, Quellcodeöffnung und 
die Erhebung von Steuern verboten sind. Darüber 
hinaus gibt es ein WTO-Moratorium für Zölle auf 

Fair, inklusiv und gerecht?



grenzüberschreitende digitale Dienstleistungen, 
das im März 2026 offiziell ausläuft, aber eventuell 
noch einmal verlängert werden wird.[6]

Diese Regeln fördern eine stark unternehmens-
getriebene Liberalisierung des digitalen Handels, 
die vor allem großen Plattform- und Tech-Kon-
zernen nützt und Staaten – insbesondere im Glo-
balen Süden – wichtige Steuerungsinstrumente 
nimmt. Durch weitreichende Einschränkungen 
von Zöllen auf digitale Produkte und Vorgaben 
zu freien Datenflüssen werden fiskalische Spiel-
räume, Datenlokalisierung und eine aktive Digital- 
und Industriepolitik eingeschränkt, was digitale 
Ungleichheiten zwischen Ländern mit starker und 
schwacher digitaler Infrastruktur vertieft. Zugleich 
werden Möglichkeiten demokratischer Datenkont-
rolle, etwa beim Schutz personenbezogener Daten, 
bei der Regulierung von Algorithmen oder bei 
arbeitsrechtlichen und verbraucherschützenden 
Standards eingeschränkt, indem diese Fragen in 
handelsrechtliche Regelwerke ausgelagert werden, 

die wenig Raum für menschenrechtliche, entwi-
cklungs- oder sozialpolitische Anliegen lässt.

	» Einseitige Nachhaltigkeitsmaßnahmen: Maß-
nahmen wie die EU-Verordnung zu entwaldungs-
freien Lieferketten (EUDR)[7] oder der Europäische 
CO₂-Grenzausgleich (Carbon Border Adjustment 
Mechanism, CBAM)[8] werden im Globalen Süden 
als benachteiligende nicht-tarifäre Handelshemm-
nisse angesehen. Diese einseitigen Handelsmaß-
nahmen (unilateral trade measures, UTM) würden 
Exporte aus dem Süden verteuern, ohne echte 
Unterstützung beim ökologischen Wandel zu bie-
ten und widersprächen damit dem Prinzip der 
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwort-
lichkeiten, einem der zentralen Grundsätze der Rio-
Erklärung über Umwelt und Entwicklung (1992).[9] 
Sie dienten dazu, die Kosten für die Bekämpfung 
des bzw. die Anpassung an den Klimawandel auf 
ärmere Länder abzuwälzen, dienten der Marktkon-
trolle statt echter Nachhaltigkeit und ignorierten 
strukturelle Ungleichheiten.[10] Interessanterweise 

Die Kontroverse um CBAM

Insbesondere CBAM, ein Kernstück der Europäi-
schen Klimapolitik der ersten EU-Kommission unter 
Ursula von der Leyen, steht unter Beschuss von 
nahezu allen – mit interessanten Ausnahmen: 

Im Mai 2025 startete Russland bei der WTO 
einen Streitfall gegen die EU und ihre Mitgliedsstaa-
ten, da nach Sicht Russlands CBAM gegen mehrere 
GATT-Regeln und andere WTO-Regularien versto-
ße.‌[14]

CBAM steht auch ganz oben auf der Liste der 
EU-Regularien, die Donald Trump ablehnt. CBAM 
ist für ihn eine „unfaire Handelspraktik“, die US-
Exporteure mit geschätzten 4  Milliarden Euro an 
jährlichen Kosten belasten würde. Als Reaktion auf 
CBAM und zum Schutz der heimischen Industrie 
verkündete er neue Zölle gegen die EU in Höhe von 
25 Prozent auf Stahl- und Aluminiumimporte. In 
der Gemeinsame Erklärung der Vereinigten Staaten 
und der EU zu dem geplanten Rahmenabkommen 
über gegenseitigen, fairen und ausgewogenen Han-
del vom 21. August 2025 nimmt die Europäische 
Kommission die Bedenken der USA hinsichtlich der 
Behandlung kleiner und mittlerer US-Unternehmen 
im Rahmen von CBAM zur Kenntnis und verpflich-
tet sich auf die Schaffung zusätzlicher Flexibilitäten 
bei der Umsetzung des CBAM hinzuarbeiten.‌[15] 
Dagegen warnte im November 2025 ein Bündnis 
von Unternehmen und Verbänden in einem Brief 

an EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen, dass eine Verzögerung oder Abschwächung 
des CBAM im Namen der Beschwichtigungspolitik 
gegenüber Trump 20 Jahre EU-Klimabemühungen 
zunichtemachen könnte.[16]

Auf dem Klimagipfel im November 2025 in 
Belém (COP30) kritisierten Brasilien, China, Indien,  
Südfrika und andere als Like-Minded Developing 
Countries (LMDC) bezeichnete Länder CBAM als 
doppelte Bestrafung: einerseits bestrafe CBAM die 
Schwellenländer, die bereits mit den Folgen des Kli-
mawandels zu kämpfen haben, andererseits sei die 
EU nicht bereit, genügend Klimafinanzierung bereit-
zustellen.[17]

Gegen die geplanten Aufweichungen und Aus-
nahmeregelungen für u.a. Düngemittel protestierte 
im Januar 2026 die Europäische Schwerindustrie: 
Die meisten der großen Branchenverbände, die 
die vom CBAM abgedeckten Sektoren wie Dünge-
mitteln, Stahl, Eisen, Aluminium, Zement, Wasser-
stoff und Strom repräsentieren, warnen – so der 
Informationsdienst Politico – davor, dass die neue 
Ausnahmeregelung EU-Unternehmen nicht nur 
unfairem Wettbewerb aussetzt, sondern auch das 
Ziel des CBAM – die Handelspartner der EU zum 
Umstieg auf sauberere Produktionsmethoden zu 
bewegen – gefährdet, da sie Unsicherheit über die 
Höhe der EU-Nachfrage nach kohlenstoffarmen 
Importen schafft.[18] 
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stehen entsprechende Regeln zumindest teilweise 
auch EU-intern unter dem Label „Bürokratieabbau“ 
unter Beschuss und sollen im Rahmen der diver-
sen Omnibus-Pakete abgeschwächt werden (siehe 
auch die Box).

Es gibt aber auch Kritik von anderer Seite: Ohne 
globale Abstimmung und die Berücksichtigung der 
Interessen der Entwicklungsländer bleiben Nach-
haltigkeitsmaßnahmen der EU Insellösungen, die 
es den Mitgliedstaaten erlauben, unter dem Deck-
mantel der Nachhaltigkeit Greenwashing zu betrei-
ben. Damit untergraben sie nicht nur bestehende, 
teils ambitionierte nationale und regionale Sozial- 
und Umweltschutzstandards, die eigentlich für alle 
gelten müssten und oft an begrenzten institutio-
nellen Kapazitäten scheitern, sondern schwächen 
zugleich die Bemühungen zur Entwicklung und 
Durchsetzungskraft gemeinsamer Lösungen im 
multilateralen Rahmen.

	» Investor-Staat-Streitbeilegung: Ein Spezifikum der 
meisten bilateralen Handels- und v.a. Investitions-
abkommen (nicht der WTO-Abkommen) ist die 
Einräumung von Klagerechten von Unternehmen 
gegenüber Regierungen, sog. Investor-State Dis-
pute Settlement, ISDS. Diese Klauseln erlauben 
Konzernen, Staaten zu verklagen, wenn politische 
Maßnahmen ihre Gewinne schmälern. Entwick-
lungsländer verlieren häufig solche Verfahren, was 
sie daran hindert, Umwelt-, Gesundheits- oder 
Sozialpolitik umzusetzen.[11]

Wenn die Bundesregierung – im Konzert mit den Part-
nern in der Europäischen Union – es also ernst damit 
meint, das regelbasierte Handelssystem zu erhalten, 
dann kann dies nur gelingen, wenn die Probleme aus 
der Zeit vor Trump gleichermaßen mit überwunden 
werden.

Die Bundesregierung und die Europäische Union 
stehen vor einer klaren Entscheidung: Entweder sie 
bekennen sich glaubwürdig zu einem reformierten, 
gerechten Multilateralismus – oder sie verstecken sich 
hinter den Verwerfungen des Trumpismus, um ein 
Handelssystem zu verteidigen, dessen Krise sich wei-
ter zuspitzen wird.

Ob das unter dem institutionellen Dach der WTO 
gelingen kann, bleibt für uns eine noch zu klärende 
Frage. Erfolgversprechender erscheint uns, das Institu-
tionengefüge der Weltökonomie darauf abzuklopfen, 
wo die besten Entscheidungen im Sinne aller Staaten 
zustande gebracht werden können, ohne die Interes-
sen der ärmeren und kleineren Ökonomien weiter sys-
tematisch zu marginalisieren. Eine Rolle könnte dabei 
auch den Vereinten Nationen zukommen, allen voran 
der UN-Konferenz über Handel und Entwicklung (UN 
Conference on Trade and Development, UNCTAD).[12] 
Auch liegt mit dem Konzept der Ethischen Handelszo-
nen ein Vorschlag vor, die Regulierung des Welthan-
dels der UN zu unterstellen.[13] 

Wichtiger als der Ort, an dem über Fragen des Welt-
handels entschieden wird, erscheinen uns momentan 
die Fragen selbst. Grundsätzlich gesprochen braucht es 
ein grundlegendes Umdenken bezüglich der Rolle des 
Handels in der globalen Ökonomie. Für eine zukünf-
tige, wirklich inklusive, faire und gerechte Welthan-
delsordnung sehen wir folgende Kriterien als zentral.
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Vom Kopf auf die Füße: Handel als Instrument für nachhaltige 
Entwicklung, nicht für Geopolitik und Exportfetisch

Die Förderung des Außenhandels hat sich – gerade 
in den exportorientierten Ökonomien, zu denen auch 
Deutschland gehört – zu einer Art Fetisch entwickelt. Zu 
sehr waren Abkommen und neue Regeln noch von dem 
Wunsch getrieben, möglichst viel Handel weltweit zu 
treiben. Ein gesellschaftlicher Nutzen wurde als gege-
ben unterstellt. Global wie national sich vertiefende 
sozio-ökonomische Ungleichheiten – in Deutschland 
sichtbar als wachsender Niedriglohnsektor, anderen-
orts als einstürzende oder einsturzgefährdete Fab-
riken – wurden dabei ignoriert oder bewusst in Kauf 
genommen. Was bemerkenswerterweise selten bis nie 
im Zentrum stand, waren Entwicklungserfordernisse 
und Gerechtigkeit. Am sichtbarsten wurde das durch 
die 2001 beschlossene und seit dem 1. Januar 2005 auf 
ihren Abschluss harrende Doha-Entwicklungsrunde 
der WTO.[19]

Diese Zeiten sind vorbei. Heute wird die Handels- 
genau wie bspw. die Entwicklungspolitik ganz offen zur 
Sicherung der eigenen Interessen eingesetzt: Zugang 
zu Rohstoffen, Sicherheitsinteressen, Abwälzen von 
Klimaschutzmaßnahmen, Migrationspolitik etc. Natür-
lich soll Handel dem guten Leben dienen und als 
Instrument zur Förderung gesellschaftlicher Ziele ein-
gesetzt werden; wobei sich die Frage stellt, welche 
Ziele das sind. Würde Handelspolitik sinnvollerweise 
dazu genutzt, die Menschenrechte zu verwirklichen, 
den Klimawandel einzudämmen und andere Globale 
Öffentliche Güter so zu schützen, dass die Kosten dafür 
nicht einseitig von den Entwicklungsländern getragen 
werden müssen, wäre viel gewonnen.[20]

Handelsabkommen müssen klaren und verbind-
lichen Leitplanken unterliegen. Nur so lässt sich 
verhindern, dass sie sich in ihren Präambeln mit 
wohlklingenden gesellschaftlichen Zielen schmücken, 
während ihre zentralen Instrumente eben diese Ziele 
faktisch untergraben. Um dieses Unterfangen voranzu-
bringen sind verschiedene Schritte denkbar. Zuoberst 
sollte der Zustand beendet werden, dass Handelsab-
kommen und -regeln verbindlich durchsetzbar sind, 
während Verabredungen wie die Ziele für nachhaltige 
Entwicklung als unverbindliche Absichtserklärungen 
gelten. Das verhindert vielerorts vernünftige sozial- 
und umweltpolitische Maßnahmen. Als prominentes-
tes Beispiel sei hier der Energiecharta-Vertrag (Energy 
Charter Treaty, ECT) genannt, der es Unternehmen 
erlaubt, gegen die Vertragsstaaten vorzugehen, wenn 

diese Klimaschutz betreiben. Obwohl die Europäi-
sche Kommission 2024 aus dem ECT ausgetreten ist 
und ihre Mitgliedstaaten aufforderte, diesem Schritt 
zu folgen, sind derzeit noch 16 Mitgliedstaaten im 
ECT.[21] Auch ein Austritt allein schützt nicht sofort vor 
ISDS-Fällen. Laut der Survival-Klausel des ECT kön-
nen ISDS-Klagen von Unternehmen auch noch bis zu 
zwanzig Jahren nach dem Austritt gegen ein ehemali-
ges ECT-Mitglied eingereicht werden[22], sofern diese 
Klausel nicht durch ein Zusatzabkommen ausgeschal-
tet wird.[23] Diese Erfahrungen mussten kürzlich die 
Niederlande machen, nachdem sie beschlossen hat-
ten, die Gasförderung im Groninger Feld schrittweise 
einzustellen. Nun sieht sich der niederländische Staat 
mehreren auf dem ECT basierenden ISDS-Schiedsver-
fahren gegenüber, die von Shell und ExxonMobil ange-
strengt wurden. Die beiden Ölkonzerne haben das Feld 
über sechs Jahrzehnte lang betrieben.[24] Auch gegen 
die Bundesrepublik sind ISDS-Verfahren auf Basis des 
ECT anhängig.[25] Insgesamt muss die Praxis der Inves-
torenklage-Regime in plurilateralen Verträgen wie dem 
ECT ebenso wie in bilateralen Handels- und Investi-
tionsabkommen abgeschafft werden.[26]

Kurz gesagt

	» Handelsrecht darf nicht über anderen Rech-
ten stehen.

	» Sonderrechte für Exporteure und Investoren 
gehören abgeschafft.

	» Handel darf nicht als Selbstzweck gesehen 
werden.

	» Handel darf nicht zur Durchsetzung egoisti-
scher Partikularinteressen missbraucht wer-
den.
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Abkehr von Freihandel und Multilateralismus: 
Hybris, Heuchelei und Ausgrenzung

Die Europäische Union sieht sich gerne als Champion 
des multilateralen Handelssystems – eine Position, die 
angesichts ihrer tatsächlichen Handelspolitik zuneh-
mend fragwürdig erscheint. 2024 machte der EU-
Anteil am Welthandel schätzungsweise 15,8 Prozent 
aus (USA: 13,6 Prozent; China: 13,4 Prozent), womit sie 
der größte Handelsblock der Welt ist.[27] Die EU verfügt 
über das weltweit größte Netz von Handelsabkommen 
mit über 40 Einzelabkommen mit mehr als 70 Ländern. 
Für weitere 20 Abkommen laufen aktuell Verhandlun-
gen, Unterzeichnungs- und Ratifizierungsprozesse. In 
der gegenwärtigen geopolitischen Konstellation, in der 
die USA und China die bedeutendsten Player sind, ver-
sucht die EU mit allen Mitteln, neue bilaterale Abkom-
men abzuschließen, etwa mit dem Östlichen und 
Südlichen Afrika (ESA), den Mercosur-Staaten, Indien, 
Indonesien oder Australien. Kommissionspräsidentin 
von der Leyen brachte sogar ein Zusammengehen mit 
der „Umfassenden und Fortschrittlichen Vereinbarung 
für eine Trans-Pazifische Partnerschaft“ (Comprehen-
sive and Progressive Agreement for Trans-Pacific Part-
nership, CPTPP) ins Spiel, obwohl die EU mit nahezu 
allen CPTPP-Mitgliedern bereits bilaterale Abkommen 
unterhält oder verhandelt.[28]

Während China seine Rolle im Welthandel etwa 
durch die Belt and Road Initiative mit rund 140 betei-
ligten Staaten ausbaut und Indien sich – als bevölke-
rungsreichster Staat – nach dem politischen Beschluss 
über Freihandelsabkommen mit der EU vom 27. Januar 
2026 bereits eine knappe Woche später, am 2. Februar 
2026, mit den USA auf einen Handelsdeal einigte,[29] 
gibt sich die EU weiterhin als Hüterin des Multilate-
ralismus. So betonte EU-Handelskommissar Maroš 
Šefčovič beim Trade Policy Day am 20. November 2025 
die Bedeutung der multilateralen Ordnung.[30]

In der EU wird das Abschließen bilateraler Handels-
abkommen im aktuellen geopolitischen Kontext als 
eine Strategie interpretiert, die angesichts des Trump-
ismus demonstrieren soll, dass ein regelbasiertes Han-
delssystem noch möglich ist. Dass diese Strategie sich 
auf den Multilateralismus genauso zerstörerisch aus-
wirkt wie der Trumpismus, wird ausgeblendet. Dafür 
gibt es Gründe. Diese Dualität – einerseits zahlreiche 
bilaterale Abkommen außerhalb der WTO abzuschlie-
ßen, sich andererseits als Verfechter des Multilatera-
lismus zu inszenieren – hat Geschichte: Bereits 2006 
verstärkte die EU-Kommission mit dem Bericht Global 

Europe: Im Wettbewerb mit der Welt ihr Engagement für 
bilaterale und plurilaterale Abkommen.[31] 2021 kon-
kretisierte die neue handelspolitische Überprüfung 
Eine offene, nachhaltige und entschlossene Handelspoli-
tik diese Strategie unter dem Schlagwort der offenen 
strategischen Autonomie: Offene strategische Auto-
nomie unterstreicht die Fähigkeit der EU, ihre eigenen 
Entscheidungen zu treffen und die Welt um sie herum 
durch Führungsstärke und Engagement zu gestalten, 
wobei ihre strategischen Interessen und Werte zum 
Ausdruck kommen.[32] 

Damit wird die Degradierung der multilateralen 
Ebene legitimiert, auch wenn weiterhin Lippenbe-
kenntnisse zu WTO-Reformen formuliert werden. Zum 
Repertoire dieser Rhetorik gehört auch die gebetsmüh-
lenartig wiederholte Behauptung, die EU-Handelspoli-
tik erhöhe die Möglichkeiten für Entwicklungsländer 
zur Verringerung der Armut auf Grundlage internatio-
naler Werte wie Arbeits- und Menschenrechte – auch 
in Kontexten, in denen die betroffenen Länder diese 
Behauptung entschieden bestreiten. Alles andere als 
ein Lippenbekenntnis ist hingegen das von einigen 
Expert:innen als mächtigste Waffe der EU bezeichnete 
Instrument zur Bekämpfung von Zwangsmaßnahmen 
(Anti-Coercion Instrument, ACI) von 2021. Es ermög-
licht der Europäischen Kommission, den Zugang zum 
europäischen Markt einseitig zu beschränken.[33]

In früheren EU-Diskursen stellte sich die Union 
stets als normative Macht dar, die über Geopolitik 
hinausgeht und Freihandel sowie Multilateralismus 
anstrebt, während andere Handelsmächte als eigen-
nützig, protektionistisch und regionalistisch dargestellt 
wurden. Durch diese Kommunikationsstrategie schuf 
die EU einen Unterschied zwischen sich selbst und den 
Anderen. Neuere Analysen zeigen, dass diese Strategie 
aktualisiert wurde: Die EU kontrastiert ihre gegenwär-
tige selbstbewusste Handelspolitik mit ihrer früheren 
„naiven normativen“ Politik und stellt gleichzeitig einer 
schlechten offensiven Geopolitisierung des Handels 
(USA, China) eine gute defensive Geopolitisierung (EU) 
gegenüber. Damit inszeniert die EU ihre neue geo-
politische Handelspolitik als provozierte Reaktion auf 
andere internationale Akteure und schafft es so, sich 
an den geoökonomischen Wettbewerb anzupassen, 
ohne ihr normatives Selbstbild aufgeben zu müssen.‌[34]
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Auch das im August 2025 mit den USA vereinbarte 
Rahmenabkommen folgt dieser Logik, wenngleich 
US-Präsident Trump die Rolle des bad guy vermutlich 
nur zu gerne annimmt. Die Gemeinsame Erklärung zu 
einem Rahmenabkommen der Vereinigten Staaten 
und der Europäischen Union über gegenseitigen, fai-
ren und ausgewogenen Handel ist Heuchelei pur: „Die-
ses Rahmenabkommen ist ein konkreter Beweis für 
unser Engagement für fairen, ausgewogenen und für 
beide Seiten vorteilhaften Handel und Investitionen. 
Dieses Rahmenabkommen wird unsere Handels- und 
Investitionsbeziehungen – eine der größten der Welt – 
auf eine solide Grundlage stellen und die Reindustriali-
sierung unserer Volkswirtschaften wiederbeleben.“[35]

Kurz gesagt

	» Solange der Globale Norden – und hier ins-
besondere die EU – sich nicht zu seiner 
historischen Schuld bekennt, sein Über-
legenheitsgefühl ablegt und die in der 
Rio-Erklärung von 1992 über Umwelt und 
Entwicklung festgelegten Grundsätze akzep-
tiert und lebt, insbesondere die Anerken-
nung gemeinsamer, aber unterschiedlicher 
Verantwortlichkeiten (Grundsatz 7), werden 
die Diskussionen über ein multilaterales 
Handelssystem in einer Sackgasse enden.

	» Die EU sollte nicht nur verbal, sondern auch 
in Taten als Verfechterin eines multilateralen 
Handelssystems agieren und ihre bilateralen 
Ambitionen auf solche Fälle beschränken, wo 
sie tatsächlich einen Zugewinn für alle Betei-
ligten bringen.
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Regelbasiert, nicht ungerecht: Eine Rückbesinnung 
auf Special and Differential Treatment

Ein wichtiges Charakteristikum des Handelssystems à 
la WTO war, dass es Regeln gab, an die sich alle zu hal-
ten hatten und die im Zweifel in Streitschlichtungspro-
zessen eingeklagt werden konnten. Problematisch war 
schon immer, dass genau diese Regeln in vielen Fällen 
dazu geführt haben, dass v.a. kleine Ökonomien des 
Globalen Südens in ihrem politischen Handlungsspiel-
raum eingeschränkt wurden, während Industrieländer 
mit ihren Exportinteressen geschützt wurden. 

Selbst dieses System hat sich weiter pervertiert: 
Von den großen Volkswirtschaften werden selbst 
grundsätzliche Regeln wie das Meistbegünstigungs-
prinzip (dass Handelsvorteile, die einem Vertragspart-
ner gewährt werden, im Zuge der Gleichberechtigung 
allen Vertragspartnern gewährt werden) offen verletzt 
und in Frage gestellt (zuletzt bspw. von EU-Handels-
kommissar Maroš Šefčovič in einem Gastbeitrag für die 
Financial Times[36]). Durch „Deals“ wird dieser Rechts-
bruch wenigstens zwischen den großen Handelsblö-
cken perpetuiert. Auf der Strecke bleiben dagegen 
kleinere und ärmere WTO-Mitglieder, weil zugleich 
das WTO-Streitschlichtungssystem durch die Blockade 
neuer Besetzungen in der Berufungsinstanz blockiert 
ist. Kurz gesagt ignorieren die Starken das Recht, 
während die schwachen durch das Recht gebunden 
werden. Im Ergebnis werden Exporte der Entwick-
lungsländer künstlich verteuert, was globale Ungleich-
heiten weiter befeuert.

Dabei gab (und gibt) es ein Prinzip, das genau 
diesen Zustand verhindern oder zumindest mindern 
sollte: Die Sonder- und Vorzugsbehandlung (Spe-
cial and Differential Treatment, SDT) für arme und 
ärmste Entwicklungsländer. Für sie sollten präferierte 
Zugangsbedingungen und Importzollsätze gelten, die 
ihre schwache Wettbewerbsposition zumindest teil-
weise stärken sollte. Wie oben dargestellt, wurde das 
Prinzip aber systematisch durch sog. nicht-tarifäre 
Handelshemmnisse unterlaufen, v.a. im Agrarhandel. 

Verletzt sehen Entwicklungsländer das Prinzip aber 
auch, wenn einseitig Nachhaltigkeitsstandards für 
Importe eingeführt werden, die effektiv Exporthemm-
nisse darstellen. Auch hier könnten Lösungen in Son-
der- und Vorzugsbehandlungen liegen. 

Diese müssen nicht unbedingt als Aufgabe von 
Standards gestaltet werden, sondern sollten – ganz im 
Sinne des 1992 in der Rio-Erklärung über Umwelt und 
Entwicklung fixierten Grundsatzes 7 der gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten der 
Rio-Prinzipien – durch Unterstützungs- und Ausgleichs-
leistungen sowie durch die gemeinsame, multilaterale 
Ausgestaltung verwirklicht werden. Was dagegen ein-
deutig kontraproduktiv ist, ist die Aufkündigung von 
eingeräumten Sonderbehandlungen, bspw. durch die 
Nichtverlängerung des African Growth and Opportu-
nity Act (AGOA) über den 31. Dezember 2026 hinaus 
in den USA.[37]

Kurz gesagt

	» Handel muss sich an Regeln halten, die effek-
tiv für alle gleichermaßen gelten.

	» Streitschlichtungsmechanismen müssen für 
alle gleichermaßen zugänglich sein und 
effektiv arbeiten.

	» Kleine und ärmere Länder sollten explizit 
Sonder- und Vorzugsbehandlung genießen.

	» Unilaterale Maßnahmen zur Erreichung von 
Nachhaltigkeitszielen dürfen nicht zu Lasten 
der Entwicklungsländer ausgestaltet werden.
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Souveränität neu justieren

Souveränität und die Befreiung von allerlei Abhängig-
keiten werden derzeit umfassend diskutiert. Regie-
rungen nehmen für sich in Anspruch, die national 
definierten Interessen auch gegen internationale 
Regeln rücksichtlos durchzusetzen. Zugleich soll bspw. 
der Zugang zu wichtigen Rohstoffen für die eigene 
Industrie gesichert und der Willkür von als Konkurren-
ten gesehenen Ländern entzogen werden. 

Diese Souveränität muss man sich aber leisten 
können. Gerade die Sicherung des Zugangs zu den 
sog. kritischen Rohstoffen, die nun einmal nicht aller-
orts verfügbar sind, macht Souveränität zu einem Null-
summenspiel. Um sich Zugang zu verschaffen, zwingen 
starke Ökonomien schwache dazu, ihre Kontrolle über 
die eigenen Ressourcen aufzugeben. Ähnliches gilt für 
Besteuerungsrechte im weiteren Sinne. Mit Macht set-
zen starke Ökonomien die Interessen ihrer Investoren 
und Exporteure durch. Sie fordern Sonderbehandlung 
(bspw. Zollfreiheit für grenzüberschreitende elektro-
nische Dienstleistungen) und Vergünstigungen (bspw. 
Verbote für Digitalsteuern) und drohen mit Sanktio-
nen. Kurz gesagt, sie schränken die Souveränität von 
Staaten ein. 

Ähnlich zu beurteilen sind WTO-Regeln, die zur Auf-
rechterhaltung des Freihandels bestimmte Praktiken 
untersagen, wie im Bereich der öffentlichen Vorrats-
haltung von Grundnahrungsmitteln. Am eklatantes-
ten greifen geistige Eigentumsrechte in das Recht von 
Staaten ein, ihre Bevölkerung vor schwersten Men-
schenrechtsverletzungen zu schützen. Selbst auf dem 
Papier vorhandene Ausnahmen haben während der 

COVID-19-Pandemie nicht dazu geführt, dass Impf-
stoffe patentfrei in Entwicklungsländern produziert 
wurden.

Hier gilt es eine neue Balance zu finden. Souveräni-
tät nicht verstanden als Recht zur egoistischen Inter-
essenswahrung, sondern als Recht, die Verwirklichung 
der Menschenrechte im eigenen Einflussbereich (und 
dazu gehören explizit auch extraterritoriale Staaten-
pflichten) voranzutreiben, würde auch die Regeln des 
globalen Handelssystems neu justieren.

Das gilt umso mehr für Regeln, die die Verwirkli-
chung der Menschenrechte – einschließlich des Rechts 
auf eine saubere und gesunde Umwelt – zum Rechts-
bruch machen, wie Investorenklagerechte es an ver-
schiedenen Stellen tun.

Kurz gesagt

	» Souveränität bedeute nicht das Primat egois-
tischer Interessenwahrung.

	» Souveränität ist auch die Verantwortung für 
die Verwirklichung der Menschenrechte.

	» Wo Handelsregeln Souveränität in diesem 
Sinne einschränken, sind sie zu reformieren. 
Das gilt vor allem in menschenrechtssensi-
blen Sektoren wie Landwirtschaft und Ernäh-
rung sowie Gesundheit.
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Handel als Entwicklungsmotor?

Dass die Beteiligung am Welthandel als Entwicklungs-
motor fungieren kann, wird als Gemeinplatz allgemein 
anerkannt. Tatsächlich ist die Situation komplex und 
die Frage nicht geklärt, ob tatsächlich ein Trickle-
Down-Effekt gegeben ist und was und für wen nach 
unten durchsickert, sprich bei der lokalen Bevölkerung 
tatsächlich ankommt. Während Ökonomien in Asien 
sich sehr erfolgreich in die internationalen Wertschöp-
fungsketten integriert haben, verbleiben Länder in 
Lateinamerika und Afrika noch immer abhängig von 
Rohstoffexporten und sind kaum Teil von profitablen 
Weiterverarbeitungsschritten. Was einem Lehrbuch 
für effiziente Arbeitsteilung und komparative Kosten-
vorteile entsprungen zu sein scheint, führt effektiv 
dazu, dass die Profite aus den Wertschöpfungsketten 
weiter in globalen Zentren akkumuliert werden, wäh-
rend die Peripherie abgehängt bleibt.

Wenn Handel aber zu Entwicklung beitragen soll, 
die es einer größeren Zahl von Menschen in Entwick-
lungsländern erlaubt, sich einen menschenwürdigen 
Wohlstand im Rahmen der ökologischen Grenzen 
aufzubauen, dann müssen regionale Integrationspro-
zesse von unten gedacht und gefördert werden und 
Programme, die Hilfe für Handel (aid for trade) verspre-
chen, umgebaut werden zu solchen, die Hilfe für grö-
ßere Wertschöpfung (aid for value creation) bieten und 
zwar in erster Linie im Blick auf Produkte und Dienst-
leistungen, die in den jeweiligen Regionen gefragt sind. 
Nur so können Abhängigkeiten – bspw. von volatilen 
und in vielen Fällen von oligopolistischen Strukturen 
dominierten Rohstoffmärkten – wirklich reduziert wer-
den.[38]

Den Druck von im Ressourcenfluch festhängen-
den Ländern zu nehmen, würde eine entsprechende 
Reform der Unternehmens- und Finanzierungsstruktu-
ren bedeuten. Dafür bräuchte es globale Institutionen 

analog zu den nationalstaatlichen oder europäischen 
Kartellbehörden, die aber auch mit dem nötigen recht-
lichen Rüstzeug ausgestattet werden müssen. Parallel 
dazu braucht es eine strenge Regulierung der Finanz-
märkte. Unternehmen, die eine marktbestimmende 
Position im Handel bestimmter Güter aufgebaut 
haben, müssen bspw. von Finanzspekulationen auf 
eben diese Rohstoffe ausgeschlossen werden.[39]

Insgesamt gehört eine entwicklungsfreundli-
che Handelsagenda eingebettet in eine holistische 
Betrachtungsweise der globalen ökonomischen 
Zusammenhänge. Eine Organisation, die wie die 
WTO weder einem universellen Rechtsrahmen unter-
liegt (Menschenrechte, Rio-Prinzipien etc.) noch einer 
umfassenden Analyse ökonomischer Zusammenhänge 
(dazu gehören neben der Handelspolitik eben auch 
Steuerfragen, Staatsverschuldung, Währungspolitik 
u.v.a.m.), kann im Ergebnis keine zufriedenstellenden 
Ergebnisse zustande bringen.

Kurz gesagt

	» Aid for Trade sollte umgebaut werden zu 
„Hilfe zum Aufbau lokaler Wertschöpfung“.

	» Oligopole im globalen Handel müssen aufge-
löst werden.

	» Rohstoffspekulation muss verboten werden.

	» Handel muss als Teil einer größeren öko-
nomischen Gerechtigkeitsagenda begriffen 
werden.
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Multilateral, plurilateral, regional?

Das multilaterale Handelssystem befindet sich in einer 
schweren Krise. Große WTO-Mitglieder ignorieren 
offen deren Regeln. Abhilfemaßnahmen werden blo-
ckiert. Neue Abkommen sind im Konsens kaum noch 
verhandelbar, weil nationale Egoismen über mögliche 
Kompromisse gestellt werden. Selbst pragmatische 
Schritte – wie die Selbsteinstufung Chinas als Indus-
trieland – schaffen nicht mehr genug Verhandlungs-
spielraum.

Entsprechend gibt es diverse Initiativen für Verab-
redungen unterhalb der Konsensschwelle. So haben 
sich im März 2020 die EU und 15 weitere WTO-Mit-
glieder, darunter China, Brasilien, Kanada, die Schweiz 
und Mexiko, geeinigt, alternative Streitschlichtung 
nach WTO-Regeln durchzuführen und dieses als 
Multi-Party Interim Appeal Arbitration Arrangement 
(MPIA) bezeichnete Verfahren auch anderen Mitglie-
dern zu öffnen.[40] Auch in anderen Bereichen gibt 
es Versuche, den Konsens aller WTO-Mitglieder durch 
sog. plurilaterale Abkommen und neuerdings auch 
durch als plurilaterale Kooperation bezeichnete Joint 
Statement Initiatives (JSI) zu ersetzen, zuletzt bspw. 
zur Investitionsförderung (Investment Facilitation 
for Development[41]), zur Vereinfachung nationaler 
Zulassungsregelungen für Dienstleister aus anderen 
Ländern (Domestic Regulation of Services[42]) oder zu 
ausgewählten Umweltproblemen wie Plastik.‌[43]

Eine solche JSI verdeutlicht beispielhaft die Prob-
leme mit diesem Ansatz: Fernab der Öffentlichkeit und 
ohne (offizielles) WTO-Mandat verhandelten von 2019 
bis 2024 gut 90 WTO-Mitgliedstaaten über ein plurila-
terales Abkommen zum digitalen Handel. Während das 
Heimatland der weltweit dominanten Tech-Konzerne, 
die USA, aber auch die Europäische Union, Japan, 
Südkorea und China bei diesen sogenannten E-Com-
merce-Verhandlungen den Ton angaben, beteiligte die 
Mehrheit der Länder des Globalen Süden sich nicht an 
den Verhandlungen. Die dem Verhandlungsprozess 
fernbleibenden Staaten kritisierten insbesondere den 
deregulierenden Charakter mehrere Vorschriften, die 
den Aufbau einer eigenen Digitalwirtschaft und einer 
am Gemeinwohl orientierten Digitalisierung in ihren 
Ländern stark behindern würde (wie bspw. das Verbot 
Einsicht in Quellcodes von Produkten ausländischer 

Tech-Konzerne zu nehmen oder das Verbot, dass die 
in ihrem Land erhobenen Daten auch auf heimischen 
Severn gespeichert werden). Da (selbst) US-Präsident 
Joe Biden diese – den Tech-Konzernen in die Karten 
spielende – Anti-Regulierungsagenda zu weit ging, 
wurden die umstrittensten Regeln vor Abschluss der 
Verhandlungen aus dem Vertrag entfernt. Das EU-Han-
delskommissariat und andere auf Tech-Konzern-Linie 
befindliche Staaten (wie Singapur und Südkorea) drän-
gen jedoch weiter darauf, dass diese brisanten Regeln 
zu einem späteren Zeitpunkt aufgenommen werden, 
zuletzt im Dezember 2025.[44]

Während die JSI also den Blockaden innerhalb 
der WTO ggf. die Spitze nehmen, werden so Macht-
ungleichgewichte perpetuiert, die ja gerade durch das 
Einstimmigkeitsprinzip und die Regel „ein Land eine 
Stimme“ gemindert werden sollten. Auch deshalb hat-
ten sich bei der 13. WTO-Ministerkonferenz 2024 zahl-
reiche Länder des Globalen Südens gegen die offizielle 
Anerkennung solcher plurilateraler Abkommen bzw. 
JSIs innerhalb der WTO gestellt.[45]

Wie es scheint, ist die WTO mit ihrem multilate-
ralen Handelslatein derzeit an eine Grenze gestoßen. 
Im Tumult der momentan auch von der Europäischen 
Union in dieser Gemengelage vorangetriebenen bila-
teralen und interregionalen Handelsabkommen kön-
nen allerdings die Interessen der schwächeren Länder 
ebenso leicht unter die Räder kommen, wie während 
der Verhandlungsrunden zu den Gründungsdokumen-
ten der WTO.

Es bleiben derzeit zwei Auswege: Zum einen die zu 
beginnende Arbeit an einer Reform der Welthandels-
organisation, die nicht zwangsläufig darauf hinaus-
laufen muss, dass diese erhalten bleibt. An ihre Stelle 
könnte auch eine stärkere Koordinierung zwischen 
den im globalen Institutionengefüge aufgehängten 
Organisationen rücken; allen voran den verschiedenen 
haupt- und Sonderorganen und -organisationen im 
System der Vereinten Nationen vom Wirtschafts- und 
Sozialrat (ECOSOC) bis UNCTAD. Das könnte für tat-
sächliche ökonomische Entwicklungsagenden förder-
lich sein und zugleich das Primat der Menschenrechte 
wieder herstellen.
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Zum anderen bietet auch regionale Integration 
große Potentiale – sofern sie entsprechend ausgestal-
tet wird. Dient sie dagegen ausschließlich zur Durch-
setzung von Unternehmensinteressen und schwächt 
gar Souveränität im o.g. Sinn, dann verspielt sie die 
Möglichkeit, im grenzüberschreitenden Handel Mehr-
werte zu schaffen, die der Wirtschaft und den Men-
schen vor Ort tatsächlich zugutekommen.

Kurz gesagt

	» Die Krise multilateraler Institutionen darf 
keine Ausrede sein für die rücksichtlose 
Durchsetzung des Rechts des Stärkeren.

	» Plurilaterale Abkommen sollten sich an den 
hier genannten Prinzipien orientieren, sonst 
schaffen sie mehr Probleme, als sie lösen.

	» Regionale Integration ist nur dann sinnvoll, 
wenn sie nicht einfach die Probleme des mul-
tilateralen Systems auf eine tiefere Ebene 
projiziert.

	» Bei den Diskussionen um eine WTO-Reform 
muss zunächst geklärt werden, mit welchem 
politischen Ziel sie geführt werden. Wenn es 
darum geht, den Zustand von vor X Jahren 
wiederherzustellen, führen sie in die Irre.
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